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SPRUCH 
 

Was ist ein Freund? Eine einzige Seele, die in zwei 
Körpern wohnt. 
Aristoteles; 384 – 322 v. Chr., griechischer Philosoph 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Keine Quarantäne-Erstattungen für Unge-
impfte seit November 2021 

Für Arbeitnehmer besteht normalerweise ein Anspruch 
auf eine Entschädigung nach dem Infektionsschutzge-
setz, wenn sie unter einer behördlich angeordneten 
Quarantäne stehen und deswegen nicht arbeiten dür-
fen. Für die Dauer der Quarantäne zahlt der Arbeitge-
ber normalerweise das Gehalt zunächst weiter und 
holt es sich anschließend auf Antrag von der zuständi-
gen Behörde zurück. 

Am 22.9.2021 beschlossen die Gesundheitsminister 
der Länder zusammen mit dem Bundesgesundheitsmi-
nister, dass Beschäftigte, die eine Quarantäne durch 
eine Impfung vermeiden könnten und dies nicht nut-
zen, seit November 2021 keinen Anspruch mehr auf 
eine „Entschädigung nach dem Infektionsschutzge-
setz“ haben. 

Die neue Regelung umfasst allerdings 2 Ausnahmen. 
So bekommen Arbeitnehmer, die sich aus medizini-
schen Gründen nicht impfen lassen und dies über ein 
entsprechendes Attest nachweisen können, sowie Ar-
beitnehmer, die zu einem Personenkreis gehören, für 
den es bis zu 8 Wochen vor der Quarantäne keine 

 
 



öffentliche Impfempfehlung gab, weiterhin eine Lohn-
fortzahlung. 

Bitte beachten Sie! Von dieser Regelung ist die „Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall“ nicht betroffen. Er-
krankt ein ungeimpfter Arbeitnehmer an Covid-19, hat 
er weiterhin Anspruch auf Entgeltfortzahlung und 
Krankengeld.  

 
Familienrecht/Erbrecht 

Altersvorsorgeunterhalt – Anlage in pri-
vate Rentenversicherung erlaubt 

 Altersvorsorgeunterhalt ist ein zweckgebundener, in 
der Entscheidung besonders auszuweisender Bestand-
teil des nachehelichen Unterhalts, den der Berechtigte 
für eine entsprechende Versicherung zu verwenden 
hat. 

Dem Empfänger von Altersvorsorgeunterhalt obliegt 
es, die erhaltenen Unterhaltsbeträge in einer für die 
spätere Erzielung von Alterseinkünften geeigneten 
Form anzulegen. Statt freiwillige Beiträge in die ge-
setzliche Rentenversicherung einzuzahlen, kann er 
auch eine private Rentenversicherung abschließen. 
Dass diese ein Kapitalwahlrecht vorsieht, steht dem 
nicht entgegen. Das gilt jedenfalls dann, wenn die 
vertragliche Fälligkeit der Kapitalleistung der erstmali-
gen Fälligkeit der Rentenleistung entspricht und ein 
vorzeitiger Bezug der vertraglichen Versicherungsleis-
tung nicht möglich ist. 

Aufgrund des Unterhaltsrechtsverhältnisses obliegt es 
grundsätzlich beiden (geschiedenen) Ehegatten, ihre 
(Gesamt-)Einkommensteuerbelastung möglichst ge-
ring zu halten. Der Unterhaltsberechtigte ist aber, ins-
besondere im Rahmen des steuerlichen Realsplittings, 
nicht gehalten, den Altersvorsorgeunterhalt in einer 
zum Sonderausgabenabzug berechtigenden zertifizier-
ten Rentenversicherung (z. B. sog. Rürup-Rente) an-
zulegen.  
 



 

Sonstiges 

Neue Kundenrechte bei Telefon-, Handy- 
und Internetverträgen 

 Die Novelle des Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
tritt zum 1.12.2021 in Kraft und soll die Kundenrechte 
bei Telefon-, Internet- und Handyverträgen stärken. 
Hier einmal die wichtigsten Regelungen kurz zusam-
mengefasst: 

Anbieter müssen eine Vertragszusammenfassung in 
Textform geben, bevor der Telefonvertrag (für Fest-
netz, Internet und/oder Mobilfunkanschluss) abschlos-
sen wird. Sie muss folgende Informationen enthalten: 

-die Kontaktdaten des Anbieters 

-wesentliche Merkmale der einzelnen zu erbringenden 
Dienste 

-Aktivierungsgebühren 

-die Laufzeit sowie 

-die Bedingungen für eine Verlängerung bzw. eine 
Kündigung. 

Neue Verträge dürfen für bis zu 24 Monate abge-
schlossen werden. Neu ist, dass es keine automati-
schen Verlängerungen mehr gibt, die erst nach weite-
ren 12 Monaten gekündigt werden können.  

Ein automatisch verlängerter Vertrag kann mit einer 
einmonatigen Kündigungsfrist gekündigt werden. 

Wird nicht die versprochene Bandbreite zur Verfügung 
gestellt und ist der Internetanschluss regelmäßig bzw. 
besonders deutlich zu langsam, sieht das Gesetz Mög-
lichkeiten für Kündigung und Minderung vor. Diese 
Einschränkung muss der Nutzer nachweisen. Für den 
Nachweis kann aktuell die Breitbandmessung der Bun-
desnetzagentur (https://breitbandmessung.de) ge-
nutzt werden. 



Kann beim Umzug an einen neuen Wohnort der bishe-
rige Anbieter die Leistung dort nicht anbieten, kann 
der Vertrag mit einmonatiger Frist gekündigt werden. 
Das kann auch schon vorab erfolgen, sodass diese 
schon zum Zeitpunkt des Auszugs wirkt. 

Bei einer Störung besteht das Recht auf eine schnelle 
Beseitigung. Sollte diese länger als einen Kalendertag 
in Anspruch nehmen, muss der Anbieter darüber in-
formieren. Nach dem Eingang der Störungsmeldung 
steht dem Kunden ab dem 3. Kalendertag bei einem 
Komplettausfall des Telefon- und Internetanschlusses 
eine Entschädigung zu.  

 


